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1. Ausgangslage 

1.1. Auftrag 

Gemäss § 34 Abs. 1c der Geschäftsordnung des Landrats obliegt der Geschäftsprüfungskommis-
sion die Vorbehandlung der Vorlage des Regierungsrats über den Stand der Bearbeitung der Mo-
tionen und Postulate, die nicht innert der gesetzlichen Frist seit der Überweisung erfüllt worden 
sind. 

1.2. Vorgehen 

Die Sammelvorlage 2024/67 zu den nicht fristgerecht erfüllten parlamentarischen Aufträgen enthält 
2 Postulate und 1 Motion, die vom Regierungsrat zur Abschreibung beantragt werden, sowie 
100 Postulate und 8 Motionen, deren Bearbeitungsfrist um ein Jahr verlängert werden soll (Stich-
tag 1. Januar 2024; zwischenzeitlich wurden davon zwei erledigt). 

Die fünf Subkommissionen der GPK haben die Vorlage je im Bereich der ihnen zugewiesenen 
Direktion zuhanden der Gesamtkommission geprüft. 

Die Geschäftsprüfungskommission hat die Sammelvorlage an ihrer Sitzung vom 18. April 2024 
behandelt und den vorliegenden Bericht genehmigt. 

1.3. Feststellungen der GPK 

Die Bearbeitungsfristen für die parlamentarischen Aufträge sind im Gesetz verbindlich vorgege-
ben. Abschreibungen oder Bearbeitungsfrist-Verlängerungen um jeweils ein Jahr kann nur der 
Landrat beschliessen. 

Der vorliegende Sammelbericht des Regierungsrats zu den nicht fristgerecht erfüllten parlamenta-
rischen Aufträgen stellt ein effizientes Instrument dar, um erledigte oder politisch nicht mehr rele-
vante Vorstösse abzuschreiben bzw. den Landrat über den Stand der Bearbeitung und den Grund 
für die benötigte Fristverlängerung zu informieren. 

Voraussetzung für die Abschreibung eines vom Landrat überwiesenen Vorstosses ist, dass die 
Regierung das Anliegen seriös geprüft und dazu berichtet hat. Laut § 46 Absatz 1 der Geschäfts-
ordnung des Landrats gelten überwiesene Motionen oder Postulate als erfüllt, wenn der Regie-
rungsrat eine Vorlage oder einen Bericht unterbreitet hat. Auch Kurzberichte im Rahmen dieser 
Sammelvorlage können dieses Kriterium erfüllen, ungeachtet dessen, ob das Anliegen als solches 
erfüllt ist oder nicht. 

Die Vorlage betreffend Aufträge, welche nicht innert der gesetzlichen Frist erfüllt worden sind, um-
fasste per Stichtag 1. Januar 2024 111 vom Landrat überwiesene Postulate und Motionen. Ledig-
lich zu zwei überfälligen Vorstössen ging seit Januar eine Landratsvorlage ein. Entsprechend ist 
eine deutliche Zunahme im Vergleich zum Vorjahr festzustellen – beinahe eine Verdoppelung 
(2023: Total 66 Vorstösse). 48 der überfälligen Vorstösse (43 %) sind unter Federführung der Bau- 
und Umweltschutzdirektion. Diese Situation ist unerfreulich. Regierungsrat und Verwaltung sollten 
weiterhin bestrebt sein, die gesetzliche Frist einzuhalten, nur in wirklich begründeten Fällen eine 
Verlängerung der Bearbeitungsfrist zu beantragen und die Chronologie der Überweisung der Vor-
stösse zu berücksichtigen. 

 

https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/landrat-parlament/geschafte/geschaefte-ab-juli-2015?i=https%3A//baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php%3Fgid%3D77c56b48af8d4c8e86214f772f508cdf
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2. Abzuschreibende Aufträge 

2.1. Finanz- und Kirchendirektion 

 Postulate 

Keine 

 Motionen 

Keine 

2.2. Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion 

2.2.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2020/165 Erlass Hundesteuer für Tiere aus Hei-
men (Hundegesetz 342) 
Postulat, Marco Agostini, 
vom 02.04.2020 

Die Erhebung der Hundegebühr obliegt den Gemeinden. Inzwischen wurde das Musterregle-
ment über das Halten von Hunden dahingehend geändert, dass die Gemeinden nicht nur in 
Härtefällen, sondern ausdrücklich auch für Hunde, die aus Tierheimen übernommen wurden, 
die Gebühr ganz oder teilweise erlassen können (§ 10 Abs. 2 Musterreglement). 

Der Regierungsrat beantragt, Postulat 2020/165 abzuschreiben. 

Das Postulat sei abzuschreiben. 

 Motionen 

Keine 

2.3. Bau- und Umweltschutzdirektion 

2.3.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2021/217 Minimale Anzahl an Ladestationen für 
eBikes an Plätzen mit grossem Publi-
kumsverkehr 
Postulat, Stephan Ackermann Maurer, 
vom 25.03.2021 

Aus Sicht des Regierungsrats besteht kein Handlungsbedarf nach gesetzlichen Regeln für E-
Bike-Ladestationen. Dies aus folgenden Gründen: 

– E-Bike-Akkus verfügen heute in der Regel über eine grosse Reichweite von mindestens 
40 km. Dies steht der Tatsache gegenüber, dass 88% der E-Bike-Nutzenden 2021 weniger 
als 10 km pro Etappe fuhren (Quelle: Mobilitätsverhalten der Bevölkerung - Ergebnisse des 
Mikrozensus Mobilität und Verkehr 2021, Bundesamt für Statistik / Bundesamt für Raum-
entwicklung, Neuchâtel 2023).  

– Bereits heute sind im Kanton verschiedene Akteure aktiv und bieten Ladestationen an. So 

Das Postulat sei abzuschreiben. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2f16f26d035e457c8b3bc464a3852d19
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2f16f26d035e457c8b3bc464a3852d19
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=45c7a94bcbab4d2785749410c45d06b7
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/veterinaerwesen/hundefachstelle/downloads-1/musterreglement-hundehaltung.pdf/@@download/file/Musterreglement%20Hundehaltung.pdf
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/volkswirtschafts-und-gesundheitsdirektion/lebensmittelsicherheit-und-veterinarwesen/veterinaerwesen/hundefachstelle/downloads-1/musterreglement-hundehaltung.pdf/@@download/file/Musterreglement%20Hundehaltung.pdf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c399b47ee8bb4e2a91ff7d24cbef08d4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c399b47ee8bb4e2a91ff7d24cbef08d4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c399b47ee8bb4e2a91ff7d24cbef08d4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=5d0711e5bd424533890f7b28466a7a56
https://www.are.admin.ch/dam/are/de/dokumente/verkehr/dokumente/mikrozensus/mzmv-hauptbericht2021.pdf.download.pdf/Hauptbericht%20MZMV%202021%20DE.pdf
https://www.are.admin.ch/dam/are/de/dokumente/verkehr/dokumente/mikrozensus/mzmv-hauptbericht2021.pdf.download.pdf/Hauptbericht%20MZMV%202021%20DE.pdf
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beispielsweise die E-Bike-Ladestationen von Baselland Tourismus, welcher unter anderem 
im Auftrag des Kantons Tourismusförderung betreibt. Ein zusätzliches Angebot seitens 
Kanton erscheint aktuell nicht angezeigt. 

Ausserdem hat der Regierungsrat im Rahmen der aktuellen Revision des Baselbieter Ener-
giegesetzes mittels Fremderlassänderung des Raum- und Baugesetzes bei Neubauten einen 
gewissen Ausbaustandard an Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge vorgeschlagen. Dieser 
Vorschlag wurde vom Landrat in der Debatte um die Gesetzesrevision abgelehnt und das 
damit verbundene Postulat 2020/35 «Förderung von E-Parkplätzen für Mieterinnen und Mie-
ter» abgeschrieben. Somit möchte der Regierungsrat nach diesem Parlamentsentscheid da-
rauf verzichten, gesetzliche Vorgaben für E-Bike-Ladestationen vorzuschlagen. 

Der Regierungsrat beantragt, Postulat 2021/217 abzuschreiben. 

 Motionen 

Keine 

2.4. Sicherheitsdirektion 

2.4.1 Postulate 

Keine 

 Motionen 

Keine 

2.5. Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion 

2.5.1 Postulate 

Keine 

 Motionen 

Keine 

2.6. Landeskanzlei / Kantonsgericht / Geschäftsleitung des Landrats 

2.6.1 Postulate 

Keine 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8b0d9b6431474e06801c40c6adc6ca9c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8b0d9b6431474e06801c40c6adc6ca9c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=14e9dfa0e5a6450bace3795f8973f284
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=14e9dfa0e5a6450bace3795f8973f284
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 Motionen 

Nummer Titel / Motionär/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2015/418 Verrechnungsmöglichkeit Datenschutz 
Motion, Klaus Kirchmayr, 
vom 03.12.2015 

Am 14.1.2021 liess der Landrat die Motion stehen. Argumente für die Umsetzung waren, dass 
die Gemeinden von den Gebühren ausgenommen werden sollten, und dass die Regelung 
keine Gebührenpflicht, sondern der Aufsichtsstelle Datenschutz (ASD) lediglich eine Verrech-
nungsmöglichkeit einräumen soll. 

Die Gemeinden haben sich im Vernehmlassungsverfahren dezidiert gegen eine Gebühren-
pflicht ausgesprochen. Somit würden als potentielle Rechnungsempfänger die Organisations-
einheiten der juristischen Personen des kantonalen und kommunalen öffentlichen Rechts, die 
eine öffentliche Aufgabe erfüllen sowie Private, soweit ihnen von Kanton oder Gemeinden die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben übertragen ist, verbleiben. Voraussetzung ist jedoch, dass 
diese Organisationen die Bearbeitung von Daten, für welche sie von der ASD beraten werden, 
im Rahmen der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe vornehmen, d.h. nicht bei der Verfolgung 
ihrer wirtschaftlichen Interessen. Ziel der Beratungen, welche die ASD durchführt, ist nicht die 
Erzielung eines wirtschaftlichen Vorteils solcher Institutionen, sondern deren Ermächtigung 
zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben, die sich aus dem IDG und den Sachge-
setzen ergeben. 

Zahlreiche der für die Gebührenregelung in Frage kommenden Institutionen sind relativ klein, 
bearbeiten aber dennoch heikle Daten, ohne selber über dediziertes Know-How betreffend die 
rechtlichen Aspekte des Datenschutzes oder der Informationssicherheit zu verfügen. Nur 
schon die Möglichkeit einer Kostenfolge würde eine Hürde für die Kontaktaufnahme durch 
diese Institutionen bedeuten, was ein nicht unerhebliches Risiko für die von der jeweiligen 
Datenbearbeitung betroffenen Personen darstellt. Die Niederschwelligkeit des Beratungsan-
gebots ist ein Erfolgsfaktor für die Arbeitsweise der ASD. 

In der Zwischenzeit sind in einer Reihe von Kantonen die Datenschutzgesetze revidiert wor-
den. Zudem trat auf den 1.9.2023 das totalrevidierte Bundesgesetz über den Datenschutz 
(DSG, SR 235.1) in Kraft. Weder die Kantone noch der Bund haben eine Verrechnungsmög-
lichkeit für die Beratung der öffentlichen Organe vorgesehen. 

Der finanzielle Effekt einer im Gesetz vorgesehenen Regelung ist für die ASD nicht kalkulier-
bar, da er von der Bereitschaft der Institutionen abhinge, die kostenpflichtige Beratung in An-
spruch zu nehmen. Die ASD rechnet für diesen Fall jedoch nicht mit einer Verbesserung der 
Steuerung der Anfragemenge und mit einem kaum ins Gewicht fallenden finanziellen Nutzen. 
Neben der zu erwartenden Zurückhaltung der betroffenen öffentlichen Organe bei der Inan-
spruchnahme der Beratung sind auch der administrative Aufwand für die Rechnungsstellung 
und das Inkasso zu berücksichtigen. 

Deshalb kann die ASD weiterhin keinen Mehrwert einer Verrechnungsmöglichkeit erkennen 
und geht für die Anliegen eines verbesserten Datenschutzes sogar von einem eher negativen 
Effekt aus. 

Der Regierungsrat beantragt, Motion 2015/418 abzuschreiben. 

Die Begründung des Regierungs-
rats ist nachvollziehbar. Die Moti-
on sei abzuschreiben. 

  

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5ea30104c8e34f2d99739f8111debce1
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/491/de?print=true
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3. Aufträge, die weiterhin bearbeitet werden 

3.1. Finanz- und Kirchendirektion 

3.1.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2019/154 Velo-Offensive BL: Nachhaltige Mobilität 
der Verwaltungsangestellten bei Dienst-
fahrten und Fahrten zur Arbeit 
Postulat, Mirjam Würth, vom 14.02.2019 

Die Beantwortung des Postulats ist in Arbeit. Die Auswirkungen der Pandemie insbesondere 
der Telearbeit hat jedoch einen grossen Einfluss auf die aufgeworfenen Fragestellungen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 29.08.2024. 

Die Pandemie wird als Begrün-
dung nicht mehr akzeptiert. Zu-
mindest die Erhebung der bean-
tragten Daten zum Mobilitätsver-
halten wäre längstens machbar 
gewesen. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats letztmalig zu 
verlängern. 

2020/489 Lastenabgeltung für Siedlungsfläche 
von kantonaler und überregionaler Nut-
zung: Muttenz als Standortgemeinde für 
kantonale/überregionale öffentliche 
Werkanlagen 
Postulat, Anita Biedert, vom 24.09.2020 

Das Postulat soll zusammen mit drei weiteren Postulaten zu diesem Themenkreis (Finanz-
ausgleich, Aufgabenteilung) in einer Sammelvorlage beantwortet werden. Der Regierungsrat 
wird die Vorlage voraussichtlich im ersten Halbjahr 2024 zuhanden des Landrats verabschie-
den. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 24.06.2024. 

Die GPK erwartet die Verab-
schiedung der Sammelvorlage 
(2020/489, 2020/626, 2021/18 
und 2021/21) im 2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/501 Armutsstrategie III: Einführung von 
«Wärmestuben» im Kanton Baselland 
Postulat, Pascale Meschberger, 
vom 24.09.2020 

Die Beantwortung des Postulats ist in Arbeit. Dazu wird insbesondere eine Auslegeordnung zu 
dem Anliegen des Postulats gemacht. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 24.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

Die Verknüpfung mit den Vorla-
gen 2021/043 und 2023/63 darf 
allerdings nicht als Begründung 
von weiteren Verzögerungen 
dienen. 

2020/539 Umsetzung von Gleichstellung in der 
Steuererklärung von verheirateten Paa-
ren 
Postulat, Pascale Meschberger, 
vom 22.10.2020 

Die Bearbeitung des Postulats ist in Arbeit. Die Erfahrungen aus E-Tax BL und weitere An-
passungen sollen berücksichtigt werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 04.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/626 Fiskalische Äquivalenz 
Postulat, Stefan Degen, 
vom 19.11.2020 

Das Postulat soll zusammen mit drei weiteren Postulaten zu diesem Themenkreis (Finanz-
ausgleich, Aufgabenteilung) in einer Sammelvorlage beantwortet werden. Der Regierungsrat 
wird die Vorlage voraussichtlich im ersten Halbjahr 2024 zuhanden des Landrats verabschie-
den. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 18.11.2024. 

Die GPK erwartet die Verab-
schiedung der Sammelvorlage 
(2020/489, 2020/626, 2021/18 
und 2021/21) im 2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1e3a68ab2b4341598320f21803a281f1
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1e3a68ab2b4341598320f21803a281f1
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1e3a68ab2b4341598320f21803a281f1
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=cdc6d0982e1a47c6b35d4999092b8579
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2ae52cfc103b439f95a406970041d4b5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2ae52cfc103b439f95a406970041d4b5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2ae52cfc103b439f95a406970041d4b5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2ae52cfc103b439f95a406970041d4b5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2ae52cfc103b439f95a406970041d4b5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=0c923a4caaab46208a1ca2eed4df7c11
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=fd5a29d208284b7db06579fff5d59645
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=fd5a29d208284b7db06579fff5d59645
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=58143f3a864043fc82122a43edcb13cd
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2056274a3f5c45fbb605b4f0967c493d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2056274a3f5c45fbb605b4f0967c493d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2056274a3f5c45fbb605b4f0967c493d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=58143f3a864043fc82122a43edcb13cd
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=124d9e858a4d46a98ff1e10da4e34314
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=dc55969d7f664d549327e87da85aa6b9
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2020/701 Personaldaten für Kantonsangestellte 
ins digitale Zeitalter bringen 
Postulat, Thomas Eugster, 
vom 16.12.2020 

Das 2022 initiierte Projekt «Stärkung Digitale Transformation BL» und die laufenden Digitali-
sierungsprojekte des Personalamts sind voll im Gang und haben grosse Auswirkungen auf die 
Fragestellung. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.12.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/18 Stimmungsbild zum Verhältnis Kan-
ton/Gemeinden und Überprüfung «Auf-
gabenteilung/Lastenausgleich» 
Postulat, Linard Candreia, 
vom 14.01.2021 

Das Postulat soll zusammen mit drei weiteren Postulaten zu diesem Themenkreis (Finanz-
ausgleich, Aufgabenteilung) in einer Sammelvorlage beantwortet werden. Der Regierungsrat 
wird die Vorlage voraussichtlich im ersten Halbjahr 2024 zuhanden des Landrats verabschie-
den. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 16.12.2024. 

Die GPK erwartet die Verab-
schiedung der Sammelvorlage 
(2020/489, 2020/626, 2021/18 
und 2021/21) im 2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/21 Ressourcen- und Lastenausgleich 2.0 
Postulat, Béatrix von Sury d'Aspremont, 
vom 14.01.2021 

Das Postulat soll zusammen mit drei weiteren Postulaten zu diesem Themenkreis (Finanz-
ausgleich, Aufgabenteilung) in einer Sammelvorlage beantwortet werden. Der Regierungsrat 
wird die Vorlage voraussichtlich im ersten Halbjahr 2024 zuhanden des Landrats verabschie-
den. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 16.12.2024. 

Die GPK erwartet die Verab-
schiedung der Sammelvorlage 
(2020/489, 2020/626, 2021/18 
und 2021/21) im 2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/043 Notschlafstellen auch in Baselland 
Postulat,  SP-Fraktion, vom 28.01.2021 

Verschiedene Optionen wurden geprüft sowie der Bedarf an Notschlafstellen bei den Gemein-
den erhoben. Die Thematik wurde zusammen mit anderen Vorstössen (u.a. mit dem Postulat 
2020/501 «Wärmestuben» und Postulat 2023/63 «Notunterkunft für Jugendliche») mit den 
Gemeinden diskutiert (u.a. in der KKSH). Die Finalisierung der Postulatsbeantwortung ist für 
Q2 2024 vorgesehen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/096 Steuerliche Entlastung von Tageseltern 
Postulat, Julia Kirchmayr-Gosteli, 
vom 11.02.2021 

Der Berichtsentwurf liegt vor. Das Postulat wird im Zusammenhang mit der FEB/SEB-Vorlage 
definitiv erledigt werden (vgl. Erläuterungen zu Po 2020/592 bei den zur Verlängerung bean-
tragten Vorstössen der SID). 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 13.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/097 Soziale Kinderbetreuungs-Abzüge 
Postulat, Julia Kirchmayr-Gosteli, 
vom 11.02.2021 

Der Berichtsentwurf liegt vor. Das Postulat wird im Zusammenhang mit der FEB/SEB-Vorlage 
definitiv erledigt werden (vgl. Erläuterungen zu Po 2020/592 bei den zur Verlängerung bean-
tragten Vorstössen der SID). 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 13.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/538 Anpassung der Bundesvergütungen 
Nothilfepauschalen 
Postulat, Caroline Mall, vom 02.09.2021 

Das Postulat ist in Bearbeitung. Seitens Bund war ein Bericht zum Sozialhilfestopp sowie die 
politische Platzierung der Problematik bei der SODK hängig. Beides ist nun erfolgt und die 
Vorlage kann fertiggestellt werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 29.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/561 Langzeitverhütung in den Leistungska-
talog der Sozialhilfeverordnung 
Postulat, Lucia Mikeler Knaack, 
vom 02.09.2021 

Die Thematik wurde im Zusammenhang mit Massnahmen der Sozialhilfestrategie zu situati-
ven Leistungen in der Sozialhilfe aufgenommen. Diese werden nun in einem breiteren Kontext 
geprüft. Für eine gesamthafte Bearbeitung wird noch mehr Zeit benötigt. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 29.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=be5a0fc4fb534470aca06dda4325789e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=be5a0fc4fb534470aca06dda4325789e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b43fe9ff4a56456d8c6a01ec48eef062
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=288c6c59ab8f4b678b9d653cc368fd34
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=288c6c59ab8f4b678b9d653cc368fd34
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=288c6c59ab8f4b678b9d653cc368fd34
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f73860b7d51b43a6a8ad25eb2e42c932
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a97be321c0ea4a579f8116eb661aaa56
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8ce9433ddd5f4441acc442a5003082e0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=93a1df8210ee4148950f9b81ae517244
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=85db9763b3ef479a95318f62767af81e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f939642d92374e80925dc732516f97b4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=34b6e06a1eee4fc8b8a3c7e39c7cf99d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f939642d92374e80925dc732516f97b4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4d29c956c4bd49568becaa847e992224
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4d29c956c4bd49568becaa847e992224
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=77a0f19809cc4b6c8191e950de955ce3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=317988c09280447fbb6aa3a62eb409f2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=317988c09280447fbb6aa3a62eb409f2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=a1c6c03a86384a33a89cce4d44ae82bc
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2021/738 Petition «Kantonale Brückenleistung 
60plus – statt Gang aufs Sozialamt» 
Postulat, vom 07.12.2021 

Das Postulat ist in Bearbeitung. Bis letzten Herbst war eine Auswertung der Überbrückungs-
leistung für ältere Arbeitslose (ÜL) durch den Bund hängig. Diese liegt nun vor und die Vorla-
ge kann fertiggestellt werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/114 Die Bautätigkeit der Stiftung Kirchengut 
Postulat, Laura Grazioli, 
vom 24.02.2022 

Die Vorlage ist in Arbeit. Der Regierungsrat wird sie dem Landrat im ersten Quartal 2024 
unterbreiten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Zum Postulat 2022/114 wurde 
zwischenzeitlich mit Landratsvor-
lage vom 30.04.2024 berichtet. 

 Motionen 

Keine 

 

3.2. Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion 

3.2.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2015/015 Genossenschaftlicher Wohnungsbau 
beim Spiesshöfli 
Postulat, Kathrin Schweizer, 
vom 15.01.2015 

Das Projekt ist noch nicht abgeschlossen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 15.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/621 Lobbying des Regierungsrates für Ver-
handlungen des Bundesrates mit dem 
französischen Staat über das anwend-
bare Arbeitsrecht im Schweizer Sektor 
am EuroAirport 
Postulat, Simon Oberbeck, 
vom 19.11.2020 

Aufgrund der politischen Ausgangslage zwischen der Schweiz und Frankreich wurde das 
vorliegende Anliegen noch nicht behandelt. Auch inhaltlich ergab sich keine Dringlichkeit, da 
die arbeitsrechtliche Situation der Firmen am EAP aktuell zwar rechtlich nicht der Zielvorstel-
lung entspricht, aber «stabil» ist. Bei seinem Besuch in der Schweiz vom November 2023 hat 
Emmanuel Macron bestätigt, dass die beiden Staaten diverse Themen (darunter auch das 
Vorliegende) wieder aufnehmen werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 04.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/102 Parkhaus für das UKBB 
Postulat, Rolf Blatter, vom 11.02.2021 

Diverse Parkier-Möglichkeiten sind derzeit in Evaluation. Eine Kommunikation über die ent-
sprechenden Resultate ist im Jahr 2024 zu erwarten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 04.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/268 Grundlagen für Agri-Photovoltaik schaf-
fen 
Postulat, Markus Graf, vom 05.05.2022 

Das Postulat ist in Bearbeitung, aufgrund personeller Engpässe am Ebenrain aber verzögert. 
Der Postulant wurde informiert. Der Bericht ist für Juni 2024 terminiert. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 15.12.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8d8c58c43cb048f786cb60cc5947c8ed
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8d8c58c43cb048f786cb60cc5947c8ed
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=f1647cfa7e174bd5a70a5dd02f5720bb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=86e4d53844324ee6bd6a705f2dcec2c0
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/landrat-parlament/geschafte/geschaefte-ab-juli-2015?i=https%3A//baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php%3Fgid%3Df1647cfa7e174bd5a70a5dd02f5720bb
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/landrat-parlament/geschafte/geschaefte-ab-juli-2015?i=https%3A//baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php%3Fgid%3Df1647cfa7e174bd5a70a5dd02f5720bb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=df40ab917aa2493daefb2aaa2d397fee
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=df40ab917aa2493daefb2aaa2d397fee
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=2dfdb39580e545bc96d0ff4b8eb13061
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5d9cf593153b4b7e9b71b9ddb8df0d03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5d9cf593153b4b7e9b71b9ddb8df0d03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5d9cf593153b4b7e9b71b9ddb8df0d03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5d9cf593153b4b7e9b71b9ddb8df0d03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5d9cf593153b4b7e9b71b9ddb8df0d03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b3852998bf64436f9a56e29d1a650e70
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6c89f6a3b2f9447689b9d8750f98044d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=4a6e77fc2eb64c29864479e5d3c80fa0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=bb606519b49b4c1aa85353bf9124b9cb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=bb606519b49b4c1aa85353bf9124b9cb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f52f7fcb99f64e1ea9ac8a0bb889e8ea
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 Motionen 

Nummer Titel / Motionär/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2014/222 Verbesserung der Parkplatzsituation am 
UKBB 
Motion, Christoph Buser, 
vom 26.06.2014 

Diverse Parkier-Möglichkeiten sind derzeit in Evaluation. Eine Kommunikation über die ent-
sprechenden Resultate ist im Jahr 2024 zu erwarten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 27.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2017/567 Publikation von Radon-Messungen 
Motion, Rahel Bänziger, 
vom 16.11.2017 

Das nationale Datenschutzgesetz wurde per 01.09.23 in Kraft gesetzt. Erst mit dieser Geset-
zesanpassung ist es möglich die kantonale Geoinformations-Verordnung so anzupassen, 
dass eine Publikation der Radon-Messungen von kantonalen Gebäuden ermöglicht wird. Der 
entsprechende RRB ist bis Mitte 2024 zu erwarten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 25.03.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

 

3.3. Bau- und Umweltschutzdirektion 

3.3.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2017/163 Hochleistungsstrassennetz Nordwest-
schweiz 2040+ 
Postulat, Rolf Blatter, vom 04.05.2017 

Der Bund hat per 2020 mit kleinen Ausnahmen (Chienbergtunnel; Tunnel Lange Heid) alle 
Hochleistungsstrassen im Kanton Basel-Landschaft übernommen. Diese Strecken bilden das 
Rückgrat der Hochleistungsstrassen im Kanton, worauf eine kantonale Planung aufbauen 
muss. Andernfalls besteht die Gefahr, dass eine kantonale Netzplanung bzw. übergeordnete 
Netzstrategie erfolgt, welche keine Wirkung entfalten kann und damit zum Papiertiger ver-
kommt. Bei der Planung des Bundes sind diverse Prozesse noch nicht abgeschlossen und 
laufen aktuell noch: Vorprojekt für den 8-Spur-Ausbau des Abschnitts zwischen den Verzwei-
gungen Hagnau und Augst, Planungsstudie für einen Westring Basel oder auch der gestartete 
Korridorprozess N18. Letzterer ist in einem engen Programm terminiert und soll bis Mitte 2024 
durchgeführt und abgeschlossen werden. Daraus wird sich u.a. ergeben, wie der Bund den 
Ausbau der N18 zukünftig sieht. Damit fehlen gegenwärtig leider weiterhin die notwendigen 
Grundlagen, um den Vorstoss belastbar behandeln und beantworten zu können. Die Prioritä-
ten liegen momentan deshalb bei konkreten Projekten unter kantonaler Federführung. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2017/309 Anwohnerparkkarten auf Kantonsstras-
sen 
Postulat, Matthias Häuptli, 
vom 31.08.2017 

Der Vorstoss wurde mit der Vorlage 2017/309 beantwortet; der Landrat akzeptierte die Ant-
wort aber nicht und liess den Vorstoss stehen. Die Überarbeitung / Ergänzung wurde gestar-
tet; sie wurde zwischenzeitlich aber gestoppt, da die gesetzlichen Grundlagen bzgl. erforderli-
chen Parkplätzen bei Neubauten geändert wurden und diese Änderungen und erste Erfahrun-
gen abgewartet wurden. Mittlerweile wurde die Arbeit wieder aufgenommen, so dass der zu-
ständigen Kommission bis am 30.6.24 ein Vorschlag unterbreitet werden kann. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.10.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=bae9ec4e7f844324ab300fe8bba13598
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=bae9ec4e7f844324ab300fe8bba13598
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=4105604ce7e74f5a9c6d86988ec27a99
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=57589851c8c04c90844822d2e959c71b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8c6198bdaa8b48ddbcbd653a7b3683d0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6ba65f6ba515448a9a4a880fdb6e2868
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6ba65f6ba515448a9a4a880fdb6e2868
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=4a6e77fc2eb64c29864479e5d3c80fa0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3a704e5454da472c9359dd9cbf28ffc9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3a704e5454da472c9359dd9cbf28ffc9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b4434e38d59b4749bfbd88b5bde16cab
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2018/596 Hochleistungsstrassennetz in der Regi-
on Basel 
Postulat, Franz Meyer, vom 31.05.2018 

Der Bund hat per 2020 mit kleinen Ausnahmen (Chienbergtunnel; Tunnel Lange Heid) alle 
Hochleistungsstrassen im Kanton Basel-Landschaft übernommen. Diese Strecken bilden das 
Rückgrat der Hochleistungsstrasse im Kanton, worauf eine kantonale Planung aufbauen 
muss. Bei der Planung des Bundes sind diverse Prozesse (Lösung für 8-Spur-Ausbau Hagnau 
– Augst, Westring Basel oder auch gestarteter Korridorprozess A18/H18) nicht abgeschlossen 
bzw. noch am Laufen. Damit fehlen leider weiterhin die notwendigen Grundlagen, um den 
Vorstoss belastbar beantworten zu können.  

Ausführliche Antwort: siehe PO 2017/163 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 13.12.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/244 Planung Muggenbergtunnel 
Postulat, Rolf Blatter, vom 04.04.2019 

Der Bund hat per 2020 mit kleinen Ausnahmen (Chienbergtunnel; Tunnel Lange Heid) alle 
Hochleistungsstrassen im Kanton Basel-Landschaft übernommen. Diese Strecken bilden das 
Rückgrat der Hochleistungsstrassen im Kanton, worauf eine kantonale Planung aufbauen 
muss. Für das Laufental hat das ASTRA im 2023 den Korridorprozess N18 gestartet, der den 
notwendigen Ausbau der N18 und damit auch das Erfordernis eines Muggenbergtunnels klä-
ren soll. Dieser Korridorprozess ist in einem engen Programm terminiert und soll bis Mitte 
2024 durchgeführt und abgeschlossen werden. Daraus wird sich u.a. ergeben, wie der Bund 
den Ausbau der N18 zukünftig sieht. Damit fehlen gegenwärtig noch die notwendigen Grund-
lagen, um den Vorstoss belastbar behandeln und beantworten zu können. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 26.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/335 Verkehrsleitsystem Leimental 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 09.05.2019 

Der Auftrag ist in grösserem Kontext zu sehen und bedarf einer bikantonalen Zusammenarbeit 
mit dem Kanton Basel-Stadt. Für einen Teilbereich des Perimeters Leimental (Allschwil, Bin-
ningen und Basel-West) wird gegenwärtig eine Planungsstudie zu dieser Thematik erarbeitet. 
Diese dient für den Gesamtperimeter als Modellvorhaben. Die Resultate dieser Planungsstu-
die liegen in der ersten Hälfte 2024 vor. Es ist vorgesehen, dass nach Abschluss dieser Pla-
nungsstudie zum Postulat (voraussichtlich 2024) Bericht erstattet wird. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 31.10.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/342 Regionalisierung der Wasserförderungs- 
und Aufbereitungsanlagen 
Postulat, Umweltschutz- und Energie-
kommission, vom 09.05.2019 

Die Vorlage wird mit der Wasserstrategie beantwortet. Diese wurde 2023 fertiggestellt und das 
Mitberichtsverfahren durchgeführt. Momentan findet eine inhaltliche Bereinigung zwischen der 
NLK und dem AIB statt. Anschliessend wird der RR die Strategie beschliessen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 31.10.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/354 Velo-Schnellrouten-Netz Unteres Basel-
biet 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 16.05.2019 

Das Netz der Velovorzugsrouten ist in Erarbeitung und wurde im Verlauf des Jahres 2023 mit 
den betroffenen Gemeinden diskutiert. Das konsolidierte Netz soll im Rahmen der Gesamtre-
vision des kantonalen Richtplans dem Landrat unterbreitet werden. Bereits im Rahmen des 
Agglomerationsprogramms 4. Gen. (Eingabe Juni 2021) wurden erste Bundesbeiträge für 
Velovorzugrouten beantragt. Für drei Velovorzugsrouten (Allschwil Bachgraben – Basel SBB; 
Birsstadt Ost und Birsstadt West) sollen bis 1. Quartal 2024 bereinigte Vorstudien vorliegen. 
Hier besteht schon länger ein enger Austausch mit den Standortgemeinden. Die Berichterstat-
tung und Abschreibung des Postulats ist mit dem Projektierungskredit im Zusammenhang mit 
diesen Velovorzugsrouten 2024 vorgesehen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 26.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1fc36ea69ab94a11a7da9d9469b09e8b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1fc36ea69ab94a11a7da9d9469b09e8b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=159a3f85ea37462f973f7f4db9c54b54
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=932a3f43378240d29316e65d1ff67c38
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=4a6e77fc2eb64c29864479e5d3c80fa0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2f6cf246009c40c3a5baa62774dcfa9b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=410c221a69cf4cefab5f925619532534
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=410c221a69cf4cefab5f925619532534
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=25683404692a4ff6a9596d8fdeada723
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=25683404692a4ff6a9596d8fdeada723
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
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2019/355 Velo-Schnellrouten-Netz Zentrales Ba-
selbiet 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 16.05.2019 

Das Netz der Velovorzugsrouten ist in Erarbeitung und wurde im Verlauf des Jahres 2023 mit 
den betroffenen Gemeinden diskutiert. Das konsolidierte Netz soll im Rahmen der Gesamtre-
vision des kantonalen Richtplans dem Landrat unterbreitet werden. Bereits im Rahmen des 
Agglomerationsprogramms 4. Gen. (Eingabe Juni 2021) wurden erste Bundesbeiträge für 
Velovorzugrouten beantragt. Für drei Velovorzugsrouten (Allschwil Bachgraben – Basel SBB; 
Birsstadt Ost und Birsstadt West) sollen bis 1. Quartal 2024 bereinigte Vorstudien vorliegen. 
Hier besteht schon länger ein enger Austausch mit den Standortgemeinden und dienen im 
Sinne von Pilotprojekten dazu, Erfahrungen für weitere analoge Studie in den weiteren Korri-
doren (Leimental, Ergolztal, Rheintal) zu gewinnen. Die Berichterstattung und Abschreibung 
des Postulates ist mit dem Projektierungskredit im Zusammenhang mit diesen Velovorzugs-
routen 2024 vorgesehen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 26.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/608 Lückenschluss der Tramlinien in All-
schwil 
Postulat, Felix Keller, vom 26.09.2019 

Das Amt für Mobilität BS hat in Zusammenarbeit mit der Abteilung öffentlicher Verkehr BL 
sowie dem Tiefbauamt BL eine bikantonale Vorstudie zum Tram Bachgraben erarbeitet. Da 
das Tram Lückenschluss ein Netzelement ist, das nach dem Tram Letten (aktueller Stand 
Bauprojekt) und dem Tram Bachgraben (aktueller Stand abgeschlossene Machbarkeitsstudie) 
angedacht ist, war es der BUD wichtig, zuerst eine Stellungnahme des Gemeinderates All-
schwil zum Tram Bachgraben zu erhalten, bevor der Vorstoss final beantwortet wird. Der 
Gemeinderat hat sich mit Brief vom 12. Dezember 2022 positiv zur Machbarkeitsstudie ge-
äussert. 

Gleichzeitig hat aber die Baselstädtische Koordinationskommission Infrastruktur (KoKo I) das 
Amt für Mobilität beauftragt, vertiefte Abklärungen zur bestehenden Simulation wie auch zur 
Machbarkeit der Werkleitungen des Trams Bachgraben vorzunehmen. Mit Schreiben vom 13. 
November 2023 genehmigt sie die Abklärungen und empfiehlt das Projekt zur Weiterbearbei-
tung. Mit der nun vorliegenden Bestätigung zum Tram Bachgraben von BS kann der Vorstoss 
beantwortet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 30.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/623 Chance für eine regionale Leuchtturm-
Zusammenarbeit? Batterie- und Was-
serstoff (H2)-Brennstoffzellen-Antrieb 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 26.09.2019 

Die Zukunft der Wasserstoffwirtschaft und der Brennstoffzellen-Technologie für den Antrieb 
von Motorfahrzeigen ist sehr ungewiss; von Jahr zu Jahr ändern sich die Perspektiven noch 
stark und das Angebot an Fahrzeugen auf dem Markt verändert sich laufend. Ein Entwurf 
einer Antwort liegt vor; es muss aber noch verifiziert werden, ob die angestellten Betrachtun-
gen und Überlegungen wirklich Bestand haben oder nur für die momentane Situation gültig 
sind und morgen bereits wieder überholt sind. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 30.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/670 Auswirkungen des Klimawandels auf die 
kantonalen Infrastrukturen 
Postulat, Laura Grazioli, 
vom 17.10.2019 

Der Entwurf einer Beantwortung liegt seitens Tiefbauamt vor, aktuell erfolgt noch die Einarbei-
tung diverser Inputs anderer Dienststellen bzw. Abteilungen. Die finale Vorlage ist für das 
zweite Quartal 2024 geplant. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 13.02.2024. 

 

 

 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=cc7d993171e94c718cb273711879ebdc
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=cc7d993171e94c718cb273711879ebdc
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=ec64b8a29e7744c4acb311bc066efb57
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=ec64b8a29e7744c4acb311bc066efb57
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=ad4d2fe35ee44362a14f57ebd5e52abf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1b208bbbf05144919ef96fcba565d00e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1b208bbbf05144919ef96fcba565d00e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1b208bbbf05144919ef96fcba565d00e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=35e0a820a65143ad983cdb75e9c22b9d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=35e0a820a65143ad983cdb75e9c22b9d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=86e4d53844324ee6bd6a705f2dcec2c0
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2020/038 Ladestationen für Elektromobilität 
Postulat, Hanspeter Weibel, 
vom 16.01.2020 

Aktuell laufen verschiedene Abklärungen und Studien im Hochbauamt und Tiefbauamt zu 
diesem Thema. Das Hochbauamt wird – unterstützt durch eine externe Firma – sämtliche 
Grundstücke im Besitz des Kantons auf eine sinnvolle Nutzung überprüfen. Die Ergebnisse 
sowie ein Umsetzungsvorschlag sollten ca. Ende 2024 vorliegen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 14.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/454 Pilotprojekt für Velovorzugsrouten auf 
Ortsdurchfahrten in den beiden Fren-
kentälern 
Postulat, Thomas Noack, 
vom 10.09.2020 

Das Netz der Velovorzugsrouten ist in Erarbeitung und wurde im Verlauf des Jahres 2023 mit 
den betroffenen Gemeinden diskutiert. Das konsolidierte Netz soll im Rahmen der Gesamtre-
vision des kantonalen Richtplans dem Landrat unterbreitet werden. Im Rahmen dieser Vorlage 
wird die Frage beantwortet werden, wo sinnvollerweise im Kanton eine Velovorzugsroute zu 
liegen kommt. Gegenwärtig werden für drei Velovorzugsrouten (Allschwil Bachgraben – Basel 
SBB; Birsstadt Ost und Birsstadt West) Vorstudien erarbeitet und dabei Erfahrungen mit der 
Dimensionierung und Ausgestaltung gesammelt. Erst wenn diese Grundlagen vorliegen, kann 
die Frage beantwortet werden, wie und ob ein Pilotprojekt gemäss Vorstoss zweckmässig ist 
und zu wesentlichen zusätzlichen Erkenntnissen führt. Es ist daher davon auszugehen, dass 
die Beantwortung des Postulats bis Mitte 2024 möglich ist.  

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 03.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/658 Gemeinsame Schnittstelle für alle um-
weltfreundlichen Fortbewegungsarten 
und Verkehrsangebote 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 03.12.2020 

Die im Vorstoss adressierten Themen werden noch immer von einer Vielzahl von Stakehol-
dern bearbeitet. Verschiedene nationale Projekte, die mit der Fragestellung zusammenhängen 
(z.B. myRide bei Alliance Swisspass oder NaDIM - Nationale Datenplattform Mobilität - beim 
BAV) sind dabei sich zu konkretisieren, jedoch sind im Moment klare inhaltliche Stossrichtun-
gen und Vorgaben noch nicht sichtbar. Kantonsintern wurde 2022 die Erarbeitung der Mobili-
tätsstrategie BL in Angriff genommen. Diese weitere Grundlage für die Beantwortung der 
Fragen des Postulats ist noch nicht verabschiedet. Ein isoliertes Vorpreschen des Kantons bar 
dieser diversen Grundlagen ist aus Systemsicht nicht zielführend. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 04.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/020 Mehrwertabgaben (Abgeltung von Pla-
nungsmehrwerten): Ein von allen Mehr-
wertabgaben gesetzlich interkommunal 
einzusetzender Anteil ist unabdingbar! 
Postulat, Markus Meier, vom 14.01.2021 

Das Postulat wird zusammen mit der Vorlage über die Revision des Gesetzes über die Abga-
be von Planungsmehrwerten (GAP) behandelt. Wegen der Änderungen zur Mehrwertabgabe 
im Raumplanungsgesetz des Bundes waren die Arbeiten am GAP sistiert. Vorgesehen ist 
jetzt, den Revisionsentwurf dem Landrat im 1. Quartal 2024 zu unterbreiten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 31.03.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/144 Solarenergie – Vergütungstarife harmo-
nisieren 
Postulat, Andreas Bammatter, 
vom 11.03.2021 

Das Postulat wird zusammen mit der bis zum 03.11.2024 fälligen Motion 2021/627 (und dem 
Postulat 2022/511) beantwortet. Der Regierungsrat kann die Beantwortung erst abschliessen, 
wenn klar ist, ob auf Bundesebene der sogenannte Mantelerlass in Kraft tritt (bis zum 
18.01.2024 läuft die Referendumsfrist, eine allfällige Volksabstimmung würde voraussichtlich 
im Juni 2024 stattfinden). 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 19.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/155 Subvention WP-Wassererwärmer 
Postulat, Florian Spiegel, 
vom 11.03.2021 

Der Regierungsrat wird dem Landrat im Q4/2024 eine Vorlage zum Baselbieter Energiepaket 
ab 01.01.2026 unterbreiten. Der Bericht zum vorliegenden Postulat (und zu weiteren Vorstös-
sen, siehe unten) wird dem Landrat in dieser Vorlage thematisch gebündelt unterbreitet. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 24.03.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8136dc118e7d421bb217898cd43cf742
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=6825a22bb034441ea4a715c0ceecf187
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b84dfd32615a4957aa4c6e2aaacbdb18
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b84dfd32615a4957aa4c6e2aaacbdb18
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b84dfd32615a4957aa4c6e2aaacbdb18
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=3ff7a3709aa24482bbc0e3605663244b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b498fe355c914f3dac23e883f5be248f
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b498fe355c914f3dac23e883f5be248f
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b498fe355c914f3dac23e883f5be248f
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4432b047e4644953a93068fe61e556d9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4432b047e4644953a93068fe61e556d9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4432b047e4644953a93068fe61e556d9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4432b047e4644953a93068fe61e556d9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=1b2f8f44a27c415ab4b2c63f9cc6035c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3af0ab23d6e04e4fbdeb55dc19f877b1
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3af0ab23d6e04e4fbdeb55dc19f877b1
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=cd2f1d98c15e4540874fbddbca8e143d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=9e90f30623bd450587e80ebb28bade3d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b3bb76bec74e431c98cf26fa51c265ca
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2021/184 Entflechtete Velo-Vorzugsroute All-
schwil-Binningen-Dreispitz-St. Jakob 
Postulat, Werner Hotz, vom 25.03.2021 

Die im Postulat erwähnte Transversale liegt mehrheitlich auf dem Territorium von Basel-Stadt. 
Hier kann der Kanton Basel-Landschaft zwar seine Anliegen einbringen, aber am Ende liegt 
hier die Planungshoheit bei Basel-Stadt. Die Planung der Netze der Velovorzugsrouten in 
Basel-Landschaft und Basel-Stadt sind gegenwärtig noch in Bearbeitung bzw. noch nicht 
abschliessend konsolidiert. Daraus wird sich eine Route zwischen Allschwil Süd und St. Jakob 
ergeben. Diese kann aber erst – im Sinne des Postulats beurteilt und eingeordnet werden – 
wenn diese Route konsolidiert ist. Stand heute gehen wir davon aus, dass dies bis Ende 2024 
der Fall sein wird. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 07.04.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/186 Erschliessung des Dreispitz-Knotens 
Postulat, Julia Kirchmayr-Gosteli, 
vom 25.03.2021 

Die sorgfältige Planung der Fuss- und Veloverkehrsanbindung des Uni-Quartiers ist dem 
Regierungsrat ein wichtiges Anliegen. Um die konkrete Bearbeitung voranzutreiben, sollte die 
Planung des Uni-Quartiers selbst eine gewisse Reife erreicht haben. 

Nach Abschluss des Studienauftrags im Jahr 2022 wurde im Jahr 2023 in Zusammenarbeit 
zwischen den Planungspartnern (CMS, Gemeinde Münchenstein, SPSI, HBA, ARP) die Zu-
sammenarbeit für das Uni-Quartier Dreispitz (UQD) u. a. in Form einer Projektorganisation 
definiert und eine Technische Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, um den städtebauli-
chen Studienauftrag weiter zu vertiefen. 

Die technische Machbarkeitsstudie soll voraussichtlich im 1. Q. 2024 abgeschlossen werden. 
Anschliessend werden der Masterplan und die Auswahl der zu verfolgenden Planungsinstru-
mente näher untersucht. Im Rahmen dieser Prozesse werden nicht nur Erschliessungsthemen 
innerhalb des Perimeters des UQD untersucht, sondern es werden auch übergeordnete Er-
schliessungsfragen im Zusammenhang mit dem gesamten Dreispitz-Areal konkretisiert. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 07.04.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/193 Sichere Veloabstellplätze 
Postulat, Meret Franke, vom 25.03.2021 

Als erster Schritt ist eine Erfassung der Situation in BL erfolgt. In der Auswertung hat sich 
gezeigt, dass für die Festlegung der zweckmässigen Massnahmen weitere Grundlagen erfor-
derlich sind. Die Auswertung der verfügbaren statistischen Daten läuft derzeit. Darüber hinaus 
werden aktuell die Rechtsgrundlagen und Erfahrungen anderer Kantone zusammengetragen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 07.04.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/196 Kantonales Park & Ride Konzept 
Postulat, Lotti Stokar, vom 25.03.2021 

Im Rahmen des Agglomerationsprogramms Basel der 4. Generation wurde bis Mitte 2021 ein 
Park+Ride-Konzept für die trinationale Agglomeration erarbeitet. Dieses umfasst auch den 
Kanton Basel-Landschaft. Ein entsprechendes Konzept liegt daher bereits vor. In der aktuellen 
Erarbeitung des Agglomerationsprogramms Basel der 5. Generation wird das trinationale 
Park+Ride-Konzept aktualisiert und in das Konzept der multimodalen Drehscheiben integriert. 
Diese Arbeiten werden im Verlauf des Jahres (2024) abgeschlossen und in der Folge kann 
der Vorstoss beantwortet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 24.03.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/199 Förderprogramm für E-Bike-
Ladestationen 
Postulat, Andrea Heger, 
vom 25.03.2021 

Der Regierungsrat wird dem Landrat im 4. Quartal 2024 eine Vorlage zum Baselbieter Ener-
giepaket für die Zeit ab 01.01.2026 unterbreiten. Der Bericht zum vorliegenden Postulat (und 
zu weiteren Vorstössen, siehe oben und unten) wird dem Landrat in dieser Vorlage thematisch 
gebündelt unterbreitet. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 24.03.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8165361180cd431dac845cf04b4b17c0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8165361180cd431dac845cf04b4b17c0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=357e7e7dbaca4c0caa670da637f646a9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=26f14ec0b18445c3b255e44310bd20d9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f939642d92374e80925dc732516f97b4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=7ddb71f323744c77b10a7fae9d047875
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09837f7916ab4ad2b5d4b54853983daf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=deca58b226f346b49e219b202dfef2d5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=e70f0993eb704b3f8f571664c98c3a5c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=059cf10fee4b4e3a82f3b51263469226
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=059cf10fee4b4e3a82f3b51263469226
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=4859d6b74b7c45bf87188b052b0953cb
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2021/202 Modernes Langsamverkehrs-Konzept 
Uptown-Basel (Arles-
heim/Münchenstein) 
Postulat, Karl-Heinz Zeller, 
vom 25.03.2021 

In Abstimmung mit den betroffenen Gemeinden ist im Rahmen der Bearbeitung festgelegt 
worden, nicht ausschliesslich auf das im Vorstoss genannte Gebiet zu fokussieren. Mit der 
Erarbeitung einer generellen Handreichung/Wegleitung zur «Fuss- und Veloverkehrsinfra-
strukturplanung für Verdichtungs- und Transformationsgebiete» soll ein zusätzlicher Mehrwert 
geschaffen worden. Ein Entwurf des Dokuments liegt vor und ist im zweiten Semester 2023 
mit der Baselbieter Bauverwalterkonferenz abgestimmt worden. Die Fertigstellung ist im ers-
ten Semester 2024 zu erwarten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/215 Kantonsbeteiligung an Deponien 
Postulat, Simon Oberbeck, 
vom 25.03.2021 

Mit RR I. Reber ist abgesprochen, dass im Rahmen der Beantwortung des Postulats eine 
Lösung zur Sicherstellung der Entsorgungssicherheit (Bauabfälle) bei kantonalen/regionalen 
Grossprojekten von strategischer Bedeutung aufgezeigt wird. Dazu wurde einerseits diese 
Thematik in der Abfallplanung 2023 behandelt (Zielvorgabe/Massnahme) und andererseits soll 
eine kantonale Deponie vom Typ B in Füllinsdorf realisiert werden (Umsetzung). Die Abfall-
planung 2023 liegt vor und die beiden Regierungsräte BL und BS haben diese am 19.12.2023 
genehmigt (partnerschaftliches Geschäft). Betreffend Umsetzung ist eine Kontaktaufnahme 
mit der Gemeinde Füllinsdorf via RR I. Reber erfolgt. Es kam bis anhin aber noch zu keinem 
Austausch. Als Basis für die entsprechende Beantwortung des Postulats ist zumindest ein 
gemeinsames Verständnis Füllinsdorf/BUD (AUE/ARP) erforderlich. Aufgrund dieser Aus-
gangslage verzögert sich die Beantwortung des Postulats. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 25.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/219 Masterplan Angenstein 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 25.03.2021 

Um die mit dem Masterplan geforderte Auslegeordnung machen zu können, sind zwingend 
drei vorgelagerte Arbeiten abzuschliessen: Die Korridorstudie N18 durch das ASTRA, die 
Analyse des Bahnhofs Aesch als multimodale Drehscheibe sowie der Planungsprozess Zu-
kunft Birsraum. Dies sollte im 3. Quartal 2024 der Fall sein, so dass eine Auslegeordnung bis 
Ende 2024 vorliegen sollte. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 24.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/318 Monitoring Veloweg-Qualität 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 20.05.2021 

Es liegen noch keine ausreichend fundierten Erkenntnisse für oder gegen solch ein Monito-
ring-Instrument vor. 

Diese mögliche Massnahme wird noch anderen benutzer-gesteuerten Hilfsmitteln (wie z.B. 
bikeable) gegenübergestellt. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 19.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/336 Kein öV-Abbau für die Gemeinden 
oberhalb von Liestal auf der Ergolzlinie 
ab 2025 
Postulat, Saskia Schenker, 
vom 20.05.2021 

Die Planungen der SBB zur genauen Fahrlage der neuen S-Bahn Basel–Liestal (Verdichtung 
zum Viertelstundentakt) laufen noch. Die Prüfung für ein zusätzliches Bahnangebot südlich 
von Liestal während den Hauptverkehrszeiten ist ausgelöst, die Ergebnisse werden jedoch 
erst im Laufe des Jahres 2024 vorliegen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/337 Tragbare Lösung für die Deponie Ei-
chenkeller 
Postulat, Christine Frey, 
vom 20.05.2021 

Die Situation im Zusammenhang mit der Deponie Eichenkeller ist ausgesprochen komplex 
und es laufen verschiedene Aktivitäten, welche einen Einfluss auf die Beantwortung haben. Es 
geht dabei um eine allfällige künftige Überwachung der Stabilität im Umfeld der Deponie durch 
das Amt für Geoinformation sowie um eine fachliche Unterstützung durch das AUE («tragbare 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=049f1ebd76ae488b8ce4f433d0935850
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=049f1ebd76ae488b8ce4f433d0935850
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=049f1ebd76ae488b8ce4f433d0935850
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=2cb7059c31de4069864517cc89fa972d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1342e6ac98fe4648ab7e6d6f6fefb1a3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b3852998bf64436f9a56e29d1a650e70
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=dfe22edb5d504e28b0189f61db5a4619
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3392e0d0155743499cd97e9e6b610505
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=90cde70a319548feb525d5ff05c0abfe
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=90cde70a319548feb525d5ff05c0abfe
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=90cde70a319548feb525d5ff05c0abfe
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c2f94a6de0fb432fa0901aaee565c1b3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a316e05f1b2d4b0d9a378a12b849e34a
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a316e05f1b2d4b0d9a378a12b849e34a
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=996dc5cb0e83400c8267eb3350a28bf9
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Lösung»). Anderseits plant eine private Arbeitsgemeinschaft mit Unterstützung der Gemeinde 
eine neue Deponie in Reigoldswil. Diesbezüglich können allenfalls Synergien genutzt werden. 
Ein Austausch mit der Gemeinde findet statt. 

Die Erarbeitung einer Lösung ist indes zeitaufwändig. Es gilt unter anderem zu bedenken, 
dass seitens Kanton keine Rechtsgrundlage für die «Beteiligung» bzw. Kostentragung be-
steht. Ein möglicher Ansatz besteht in der Verknüpfung mit dem neuen Deponieprojekt. Dar-
über hinaus muss eine Abstimmung mit dem Kanton Solothurn und der Gemeinde Seltisberg 
stattfinden (der entsprechende Deponiestandort liegt auf der Kantonsgrenze). 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.06.2024. 

2021/400 Verbindungsbrücke Muttenz-Hardwald: 
Kanton unterstützt Gemeinde Muttenz, 
um Zugänglichkeit der Grenza-
cherstrasse zu gewährleisten 
Postulat, Simon Oberbeck, 
vom 10.06.2021 

Nach Einreichung des Postulats wurden die Gespräche unter Führung des BAV zwischen 
SBB und Muttenz auf einer zielführenden / konstruktiven Basis wieder aufgenommen zwi-
schen beiden Parteien konnten Lösungen gefunden werden. Am 6. Mai 2023 erfolgte die 
Plangenehmigung durch das BAV und inzwischen sind die Brücken im Bau. Diese Sachver-
halte werden in einer kurzen Postulatsantwort in Kürze dargestellt. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 10.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/401 Überprüfung Kantonales Radroutennetz 
in Muttenz 
Postulat, Peter Hartmann, 
vom 10.06.2021 

Im Rahmen der Weiterentwicklung des kantonalen Radroutennetzes werden auch die im 
Postulat geforderten bzw. angeregten Anpassungen des Netzes geprüft. Nachdem im vergan-
genen Jahr (2023) das zukünftige Netz mit den Gemeinden diskutiert wurde, wird dieses Ver-
lauf des Jahres 2024 konsolidiert sein. Der nächste Schritt ist, die Weiterentwicklung des 
Netzes im kantonalen Richtplan abzubilden und in die öffentliche Vernehmlassung zu geben. 
Dannzumal kann zum Postulat berichtet werden.  

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 16.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/448 Mobilität Salina Raurica: Prüfung alter-
native Massnahmen 
Postulat,  Grüne/EVP-Fraktion,  SP-
Fraktion, vom 24.06.2021 

Die im Postulat vorgeschlagenen Massnahmen stehen im engen Zusammenhang mit weiteren 
Planungen (räumliches Entwicklungskonzept Pratteln, Weiterentwicklung kantonales Radrou-
tennetz 2030, Genereller Leistungsauftrag im Bereich des öffentlichen Verkehrs). Die entspre-
chenden Arbeiten sind 2023 vorangeschritten und werden 2024 fortgesetzt: eine koordinierte 
Beantwortung des Postulats wird voraussichtlich im Laufe des Jahres 2024 möglich sein. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 30.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/451 Kapazitätsüberprüfung der Verkehrser-
schliessung in Salina Raurica 
Postulat, Thomas Eugster, 
vom 24.06.2021 

Die Überprüfung von Kapazitäten und Leistungsfähigkeiten muss iterativ im Zusammenspiel 
mit der Planung der Siedlungsentwicklung erfolgen. Kanton und Gemeinde haben zu diesem 
Zweck gemeinsam eine Vertiefung des räumlichen Entwicklungskonzepts der Gemeinde Prat-
teln, spezifisch zu Salina Raurica, erarbeiten lassen. Mit der Beratung des räumlichen Ent-
wicklungskonzepts im Einwohnerrat anfangs 2024 werden die erforderlichen Grundlagen für 
die Beantwortung des Postulats komplett sein. Diese kann somit voraussichtlich im 1. Semes-
ter 2024 erfolgen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 16.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/456 Bäume entlang Kantonsstrassen und im 
öffentlichen Raum 
Postulat, Karl-Heinz Zeller, 
vom 24.06.2021 

RRB/LRV befindet sich aktuell in Ausarbeitung. Die Beantwortung ist für das 2. Quartal 2024 
geplant. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 16.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=71178129286c41f6a41b5473f9623b72
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=71178129286c41f6a41b5473f9623b72
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=71178129286c41f6a41b5473f9623b72
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=71178129286c41f6a41b5473f9623b72
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b3852998bf64436f9a56e29d1a650e70
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=38be1a9148504534bfb109216fe6be2e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=38be1a9148504534bfb109216fe6be2e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=08de984e744e49649ceea5844bd88350
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=23490a4e33a348a39cc59f4b84660845
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=23490a4e33a348a39cc59f4b84660845
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3c78f3a75fcc49c980c6a80004fde4ba
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3c78f3a75fcc49c980c6a80004fde4ba
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b43fe9ff4a56456d8c6a01ec48eef062
https://www.pratteln.ch/aktuelleplanungen/46138
https://www.pratteln.ch/aktuelleplanungen/46138
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a5accd1692054a75bff20c08a73e93c3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a5accd1692054a75bff20c08a73e93c3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=2cb7059c31de4069864517cc89fa972d
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2021/531 Holzbaustrategie Basel-Landschaft 
Postulat,  Die Mitte/GLP-Fraktion, 
vom 02.09.2021 

Zum Zeitpunkt der Eingabe des parlamentarischen Vorstosses wurden Themen wie Kreis-
laufwirtschaft, Nachhaltigkeit und Lebenszykluskosten als neue Kriterien in öffentlichen Be-
schaffungen auf verschiedenen Ebenen bearbeitet. Davon abgesehen befand sich die Vorlage 
«Beitritt zur IVöB» in Vorbereitung. Mit Einführung der IVöB2019 (Inkraftsetzung 01.01.2024) 
eröffnen sich weitere (zum Teil neue Möglichkeiten) in öffentlichen Beschaffungen, die Inputs 
für die Beantwortung des Postulats ergeben. Die Beantwortung erfolgt im 4. Quartal 2024. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 03.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/650 Transparenz über verwendetes Material 
in Bauprojekten 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 21.10.2021 

Die Beantwortung des Postulats befindet sich in Arbeit. Die Abhängigkeit der Fragestellung zu 
diversen anderen aktuellen Themen (Kreislaufwirtschaft, CO2-Absenkungspfad etc.) wird in 
der ersten Hälfte 2024 geklärt. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/682 Entflechtung der Verkehrsströme beim 
Kägenkreisel Reinach 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 04.11.2021 

Die Durchführung und Auswertung der Verkehrserhebungen sowie der Abgleich mit den mas-
sgebenden Drittprojekten haben etwas mehr Zeit beansprucht als erwartet. Die Vorlage liegt 
im Entwurf vor und wird im Verlaufe des 1. Semesters 2024 fertiggestellt sein. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/684 Pilot für einen CO2-freien Antrieb bei 
Polizeifahrzeugen 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 04.11.2021 

Für den uniformierten Frontdienst hat während der letzten zwei Jahre ein Pilotbetrieb stattge-
funden. Weitere Tests laufen aktuell. Ausserdem werden im Rahmen der im Life-Cycle erfol-
genden Ersatzbeschaffungen kontinuierlich Alternativen zum Verbrennerantrieb geprüft und 
wenn verhältnismässig und sinnvoll umgesetzt. Die Erfahrungen aus diesem Zeitraum und 
den laufenden Massnahmen werden in der Beantwortung abgebildet. Noch ausstehend und 
zu evaluieren sind die Kosten der notwendigen baulichen Massnahmen betreffend Ladeinfra-
struktur. Hier erfolgt eine Koordination mit dem Hochbauamt und dessen bis Ende 2024 aus-
zuarbeitender Strategie betreffend Ladestationen im Kanton (vgl. Beantwortung zum Vorstoss 
Nr. 2020/038). Mit Blick auf diese Koordination erfolgt die Beantwortung im vierten Quartal 
2024. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/013 PV-Potenzial entlang von Verkehrswe-
gen 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 13.01.2022 

Aktuell ist die für die Beantwortung des Postulats erforderliche, umfassende Abklärung mögli-
cher geeigneter Standorte im Gang. Sie gestaltet sich indes aufwändig und erfordert mehr 
Zeit. Die Beantwortung des Postulats ist vor diesem Hintergrund für das 4. Quartal 2024 ge-
plant. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/050 Regionales Logistikflächenkonzept 
Postulat, Balz Stückelberger, 
vom 27.01.2022 

Die Logistikflächenanalyse und die -konzeption erfolgt trinational unter der FF von Agglo Basel 
und zusammen mit der HkbB. Bis Ende 2024 sollten die Ergebnisse vorliegen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/067 Verlegung eines Teils der kantonalen 
Veloroute 7 
Postulat, Rahel Bänziger, 
vom 10.02.2022 

Es laufen weiterhin Gespräche und Planungen mit der Gemeinde Binningen, welche den 
gleichlautenden Vorstoss erhalten hat. 

Es ist gemeinsam erklärtes Ziel, die Sicherheit für alle Betroffenen auf und entlang der Velo-
route zu gewährleisten. Gleichzeitig müssen die Wunschbeziehungen des Veloverkehrs mög-
lichst optimal bedient werden bzw. es dürfen keine Umwege generiert werden, welche nicht 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=878d646821b0449695024529dbc452ed
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=0106ea7f9b334c2cb4e2c023d4371fc5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=0106ea7f9b334c2cb4e2c023d4371fc5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e7882a569d934aaa8125a6db8e5aa76a
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e7882a569d934aaa8125a6db8e5aa76a
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3db9eca92456426aa863bc1685037467
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3db9eca92456426aa863bc1685037467
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=7813b01c96754d9ea6c1eb15bc035ed2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=7813b01c96754d9ea6c1eb15bc035ed2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=723223d83ab14a8ba8e3529bd92065fa
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=07c80f0c194e4e1db69a7cca9ec41304
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5e02a3bea5e14b8c87cb9fa9dd5ac103
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5e02a3bea5e14b8c87cb9fa9dd5ac103
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8c6198bdaa8b48ddbcbd653a7b3683d0
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akzeptiert würden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

2022/172 Alternativen für den Bachgraben 
Postulat, Marco Agostini, 
vom 24.03.2022 

Der Kanton steht mit der Gemeinde Allschwil sowie mit den Entwicklern des BaseLink-Areals 
in engem bzw. regelmässigem Austausch, so dass auch immer wieder kurzfristig umsetzbare 
Massnahmen thematisiert und möglichst angegangen werden. Die Gemeinde Allschwil hatte 
auf 2022 eine zuständige Person eingesetzt, welche sich um Mobilitätsanliegen im Bachgra-
ben, insbesondere der Unternehmen, kümmert. Die Entwicklung und Umsetzung von Mass-
nahmen bedarf in der Regel mehr Zeit, so dass ein erstes Fazit im Sinne des Postulats erst im 
Verlauf 2024 zweckmässig ist. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/262 Ein 11er-Expresstram fürs Birstal 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 05.05.2022 

Die Studie zum Angebotskonzept Expresstram Birstal (Tramlinie 11/E11) kann aufgrund der 
Ressourcenverfügbarkeit beim beauftragten Ingenieurbüro erst im Mai 2024 abgeschlossen 
werden. Für eine allfällige Aufnahme des Angebots in die Botschaft 2030 des Bundesrats zum 
Bahnausbau werden die Ergebnisse rechtzeitig vorliegen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 15.12.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/263 15’-Takt Erweiterung Aesch-Laufen 
Postulat, Linard Candreia, 
vom 05.05.2022 

Die strategische Fragestellung einer Erweiterung des S-Bahn-Viertelstundentakts Basel–
Aesch bis nach Laufen steht in enger Abhängigkeit zur Korridorstudie N18 Basel–Delémont, 
welche das ASTRA derzeit unter Einbezug u. a. des Kantons BL erarbeitet. Deren Abschluss 
ist für Herbst 2024 geplant. Für eine allfällige Aufnahme des Angebots in die Botschaft 2030 
des Bundesrats zum Bahnausbau werden die Ergebnisse rechtzeitig vorliegen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 15.12.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

 Motionen 

Nummer Titel / Motionär/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2014/012 Eine Strasseninfrastruktur-Strategie für 
Baselland 
Motion, Christof Hiltmann, 
vom 16.01.2014 

Der Bund hat per 2020 mit kleinen Ausnahmen (Chienbergtunnel; Tunnel Lange Heid) alle 
Hochleistungsstrassen im Kanton Basel-Landschaft übernommen. Diese Strecken bilden das 
Rückgrat der Hochleistungsstrasse im Kanton, worauf eine kantonale Planung aufbauen 
muss. Bei der Planung des Bundes sind diverse Prozesse (Lösung für 8-Spur-Ausbau Hagnau 
– Augst, Westring Basel oder auch gestarteter Korridorprozess A18/H18) nicht abgeschlossen 
bzw. noch am Laufen. Damit fehlen leider weiterhin die notwendigen Grundlagen, um den 
Vorstoss belastbar beantworten zu können. 

Ausführliche Antwort: siehe PO 2017/163 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 29.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/027 Radwege mit Augenmass 
Motion, Markus Graf, vom 16.01.2020 

Die Motion verlangt eine Überarbeitung der kantonalen Projektierungsrichtlinien. Dabei soll die 
Richtlinie gesamthaft weiterentwickelt werden. Das entsprechende Projekt wurde gestartet. 
Dabei wird der Fokus auf die Abstimmung mit den neuen Erkenntnissen auf Bundesebene 
(u.a. Veloweggesetz), der Aktualisierung des kantonalen Netzes (neu drei Hierarchiestufen 
inkl. Velovorzugsrouten) und den Entwicklungen im Bereich Veloverkehr (grössere Diversifi-
zierung der Velos wie E-Bikes, aber auch Lastenvelos, Velos mit Anhänger, etc.) gelegt. Die 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=88c89c001bba416db2ef171bf2939619
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=45c7a94bcbab4d2785749410c45d06b7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6af89d421c01486a9550cab573ff2800
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=dfb9fccce4194c3692daa32cde5ee93e
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f73860b7d51b43a6a8ad25eb2e42c932
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c0e8f94ad8a84fc89cf908f1d1d5dca2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c0e8f94ad8a84fc89cf908f1d1d5dca2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=5d0ce454c6d34e5cba0be456ad0776e9
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=69f0da15482749b9a902dc118323d5ef
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f52f7fcb99f64e1ea9ac8a0bb889e8ea
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Infrastruktur soll auf diese Entwicklungen ausgelegt werden. Die aktualisierte Projektierungs-
richtlinie soll zukunftsgerichtet und praxisorientiert sein. Die weiterentwickelte Projektierungs-
richtlinie soll Mitte 2024 vorliegen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.12.2024. 

2020/115 Verkehrssituation in der Birsstadt ver-
bessern 
Motion,  Die Mitte/GLP-Fraktion,  FDP-
Fraktion,  SVP-Fraktion,  Grüne/EVP-
Fraktion,  SP-Fraktion, vom 13.02.2020 

Die Arbeiten im Zusammenhang mit der technischen Machbarkeit und der notwendigen Mas-
snahmen für den motorisierten Individualverkehr sind ziemlich umfassend, da es sich beim 
Projekt Tram Therwil – Dornach um ein bikantonales Grossprojekt handelt (mit 5 km Länge). 
Aktuell wird davon ausgegangen, dass die Arbeiten bis Ende 2024 abgeschlossen werden 
können und damit die Motion beantwortet werden kann. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 11.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/298 Massnahmen zur Reduktion der lokalen 
Hitzeentwicklung in dicht besiedelten 
Ortschaften 
Motion, Thomas Noack, 
vom 11.06.2020 

Die Erstellung der Landratsvorlage hat sich bedauerlicherweise aufgrund von gewährten Frist-
verlängerungen im Mitberichts- und Vernehmlassungsverfahren verzögert. Es ist zu erwarten, 
dass das Geschäft im ersten Quartal 2024 abgeschlossen wird. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 22.04.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

 

3.4. Sicherheitsdirektion 

3.4.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2019/341 Verbot von unbemannten Luftfahrzeu-
gen in Kompetenz der Gemeinden 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 09.05.2019 

Nachdem die Bundesregelung, welche abgewartet wurde, per 1.1.2023 in Kraft getreten ist, 
wurde wie angekündigt mit der Bearbeitung der Postulate (inkl. 2019/343) nachfolgend) be-
gonnen. Namentlich fand ein Austausch mit Stakeholdern statt. Die Arbeiten für eine mögliche 
Umsetzung konnten allerdings noch nicht abgeschlossen werden, weshalb nochmals eine 
Verlängerung beantragt wird. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 31.10.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/343 Drohnenflugverbot – Wer hat die Kom-
petenz dafür? 
Postulat, Béatrix von Sury d'Aspremont, 
vom 09.05.2019 

Vgl. Begründung zu Postulat 2019/341 vorstehend 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 31.10.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/815 Bedarfsabklärung für eine Notunterkunft 
für Mädchen und junge Frauen (14–20 
Jahre) 
Postulat, Caroline Mall, vom 12.12.2019 

Die Analyse der Berichterstattung des Eidgenössischen Büro für Gleichstellung von Frau und 
Mann wurde vorgenommen und ein Postulatsbericht erstellt, welcher mit den involvierten 
Beteiligten abgesprochen wird. Die Arbeiten und die Finalisierung des Berichts konnten noch 
nicht abgeschlossen werden, die Landratsvorlage sollte aber in den kommenden Wochen 
bereitstehen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 28.01.2024. 

 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=ce4e58daa9a34e6ead413d0ff0517bf5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=ce4e58daa9a34e6ead413d0ff0517bf5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e46cf1537e3c4b75bf8184eeb5ff91a5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e46cf1537e3c4b75bf8184eeb5ff91a5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e46cf1537e3c4b75bf8184eeb5ff91a5
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=3ff7a3709aa24482bbc0e3605663244b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5f8733c25ec5495d8f4e304e50c4a712
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5f8733c25ec5495d8f4e304e50c4a712
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=d6c8d5d1cfe9447d906677d8981b5f22
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=d6c8d5d1cfe9447d906677d8981b5f22
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8ce9433ddd5f4441acc442a5003082e0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=adf23f4c5d2546669336a87d9ea935c3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=adf23f4c5d2546669336a87d9ea935c3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=adf23f4c5d2546669336a87d9ea935c3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=77a0f19809cc4b6c8191e950de955ce3
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2020/586 KESB konstant verbessern: Ärztliche 
Unterbringung in Notfällen auch im 
Kanton Basel-Landschaft 
Postulat,  FDP-Fraktion, 
vom 05.11.2020 

Wie angekündigt wurde die seit Ende 2022 vorliegende Evaluation der Bestimmungen zur 
fürsorgerischen Unterbringung des BJ analysiert und zusammengefasst. Die Ergebnisse wur-
den den Stakeholdern, insbesondere der Ärzteschaft, zur Stellungnahme vorgelegt. Dieser 
Austausch läuft aktuell noch, weshalb eine Verlängerung der Behandlungsfrist beantragt wird.  

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 04.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/592 Kantonales Impulsprogramm zur fami-
lienergänzenden Betreuung 
Postulat, Béatrix von Sury d'Aspremont, 
vom 05.11.2020 

Der Vorstoss wird, zusammen mit den untenstehenden weiteren Vorstössen, im Rahmen des 
Projekts «Weiterentwicklung FEB, SEB und Tagesschulen» bearbeitet. Das umfassende Pro-
jekt beinhaltet zahlreiche Aspekte und wird auch einen Gegenvorschlag zur «Volksinitiative für 
eine gebührenfreie Kinderbetreuung für alle Familien» beinhalten. Die Projektarbeiten schrei-
ten voran und bis ca. Mai 2024 wird die entsprechende Studie finalisiert. Danach werden die 
daraus resultierenden Vorschläge in einen Gesetzgebungsvorschlag zu Handen des Landrats 
überführt. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/082 Vereinbarkeit von Familie und Beruf: 
Kantonale Beteiligung an den familien-
externen Betreuungskosten 
Postulat, Erika Eichenberger, 
vom 11.02.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/087 Familienergänzende Tagesbetreuung 
an Primarschulen, Tagesschulen oder 
Tagesschulklassen 
Postulat, Lotti Stokar, vom 11.02.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/088 Familienergänzende Tagesbetreuung 
Tageskindergarten und Klassenbildung 
Postulat, Lotti Stokar, vom 11.02.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/099 Investitions-Anreize für Gemeinden zum 
Ausbau von Familien-Betreuungs-
Infrastrukturen 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 11.02.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/100 Vereinbarkeit von Familie und Beruf: 
Sicherstellung der FEB-
Bedarfserhebung durch die Gemeinden 
Postulat, Peter Hartmann, 
vom 11.02.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/147 Tagesschulen im Kanton Basel-
Landschaft: Unterstützung von Pilotpro-
jekten 
Postulat,  SP-Fraktion, vom 11.03.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8dfbd746a2f14a4eb31a077c7df162d7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8dfbd746a2f14a4eb31a077c7df162d7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8dfbd746a2f14a4eb31a077c7df162d7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=bdd46b9a2f424f929dbb4459c6cfa8cc
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=bdd46b9a2f424f929dbb4459c6cfa8cc
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8ce9433ddd5f4441acc442a5003082e0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=28084a0d24bf4d32a49814fce52dddf4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=28084a0d24bf4d32a49814fce52dddf4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=28084a0d24bf4d32a49814fce52dddf4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=f321158c49774a228dbd0354cd2c5c50
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a195725a62f549feb1805e41d955e54d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a195725a62f549feb1805e41d955e54d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=a195725a62f549feb1805e41d955e54d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=e70f0993eb704b3f8f571664c98c3a5c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c93dc9829fcd4c1f87ca190f39621c44
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=c93dc9829fcd4c1f87ca190f39621c44
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=e70f0993eb704b3f8f571664c98c3a5c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e216dd7ec32243239b3afc51e16d5edf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e216dd7ec32243239b3afc51e16d5edf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=e216dd7ec32243239b3afc51e16d5edf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6ffec2b9afa64fcfa8ad15694b66357b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6ffec2b9afa64fcfa8ad15694b66357b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=6ffec2b9afa64fcfa8ad15694b66357b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=08de984e744e49649ceea5844bd88350
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5b9d674030d0477b9d15573bde73dd23
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5b9d674030d0477b9d15573bde73dd23
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5b9d674030d0477b9d15573bde73dd23
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2021/148 Tagesschulen im Kanton Basel-
Landschaft 
Postulat,  SP-Fraktion, vom 11.03.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/149 Tagesstruktur auf der Sekundarstufe 1 
im Kanton Baselland weiterentwickeln 
Postulat,  SP-Fraktion, vom 11.03.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/150 Vor- und Nachteile von Tagesschulen 
und Tagesstrukturen 
Postulat,  SP-Fraktion, vom 11.03.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/377 Musterreglement zum FEB-Gesetz 
Postulat, Miriam Locher, 
vom 03.06.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/391 Frist zur Bedarfserhebung bei der fami-
lienergänzenden Betreuung 
Postulat, Miriam Locher, 
vom 03.06.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2020/592 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 05.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/651 Polizeifachstelle gegen Tierquälerei 
Postulat, Marco Agostini, 
vom 21.10.2021 

Die Anliegen der Postulate betreffend die Polizei wurden eingehend analysiert, die Berichter-
stattung wird zusammen mit dem Sicherheitsbericht erfolgen, welcher in den kommenden 
Wochen zu Handen des Landrats vorliegen wird. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/681 Bessere Cyber-Prävention im Kanton 
Postulat, Klaus Kirchmayr, 
vom 04.11.2021 

Vgl. Begründung zu Postulat 2021/681 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Begründung für die Fristver-
längerung fehlt. Dennoch sei die 
Frist gemäss Antrag des Regie-
rungsrats zu verlängern. 

 Motionen 

Nummer Titel / Motionär/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2020/30 Änderung des Anmelde- und Register-
gesetzes: Sicherstellung relevanter 
Informationen von der KESB, den Ge-
richten und dem Zivilstandesamt an die 
Einwohnerdienste der Gemeinden 
Motion, Pascale Meschberger, 
vom 16.01.2020 

Die Sicherheitsdirektion hat für diesen Vorstoss zusammen mit einer Arbeitsgruppe eine Land-
ratsvorlage erarbeitet, wobei zur Verbesserung des Austausches von Sorgerechtsinformatio-
nen eine Zusammenarbeit mit Nachbarkantonen angestrebt wurde. 

In der Zwischenzeit wurde auf Bundesebene die Motion 21.3981 «Eintragung des Sorgerechts 
in die kantonalen und kommunalen Einwohnerregister» eingereicht und angenommen. Die 
Umsetzung der Motion auf Bundesebene bringt den grossen Vorteil einer schweizweit einheit-
lichen Regelung und somit einer idealen Datengrundlage. Zusammen mit der Arbeitsgruppe 
wurde folglich beschlossen, auf die Umsetzung der Bundesvorlage zu warten nach deren 
Abschluss die Motion zur Abschreibung zu beantragen, resp. die Bearbeitung der Motion 
wieder aufzunehmen, sollte wider erwarten die Bundeslösung scheitern. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 28.01.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=aed09bb9f8894337ac850c81f8ce3eed
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=aed09bb9f8894337ac850c81f8ce3eed
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=cc980c6b81704f89bed2401b70bfefe7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=cc980c6b81704f89bed2401b70bfefe7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=050d8a6d6403424d88c160ce499167ce
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=050d8a6d6403424d88c160ce499167ce
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1ddb3abf74b64f54a54e0eedd164e29d
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09aa6013119f4fe0bf9404fd916851b0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=793c8b96e13d47b3a5125668219983ad
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=793c8b96e13d47b3a5125668219983ad
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09aa6013119f4fe0bf9404fd916851b0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=346c1c2f43d845d88d4da68f21137531
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=45c7a94bcbab4d2785749410c45d06b7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=68ba26ff033647708f5f64801f015560
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c923ea50fde841feb15c11cd21ec4be6
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3479943bbb884390817ab889b69cd923
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3479943bbb884390817ab889b69cd923
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3479943bbb884390817ab889b69cd923
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3479943bbb884390817ab889b69cd923
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3479943bbb884390817ab889b69cd923
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=58143f3a864043fc82122a43edcb13cd
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3.5. Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion 

3.5.1 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2015/262 Neuregelung Lektionsverpflichtung/ 
Berufsauftrag der schulischen Logopä-
dInnen 
Postulat, Thomas Bühler, 
vom 25.06.2015 

Aufgrund negativer Vernehmlassungsantworten wurde die Neuregelung für schulische Logo-
pädInnen vom VAGS-Projekt Berufsauftrag abgekoppelt mit dem Auftrag, eine separate Lö-
sung im Anschluss an den Berufsauftrag zu erarbeiten. Die entsprechende Vernehmlassung 
wird im 2. Semester 2024 ausgelöst. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 25.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/068 Keine Geschlechtertrennung in Heimen 
und Internaten ausser in begründeten 
Fällen 
Postulat, Marc Schinzel, 
vom 17.01.2019 

Die Klärung bezüglich allfälligen Anpassungen der bundesrechtlichen Grundlagen der eidge-
nössischen Pflegekinderverordnung im Bereich der Kriterien für die Bewilligung von Heimen 
ist in Gang. Am 14. Dezember 2022 hat Nationalrat Benjamin Roduit ein Postulat eingereicht, 
wonach der Bundesrat die notwendigen Schritte für eine Revision der PAVO aufzeigen soll 
(22.4407: Ein zeitgemässer Handlungsrahmen für die ausserfamiliäre Begleitung von Kindern 
tut not) – was die Kantone schon länger gefordert haben. Das Postulat Roduit wird zurzeit auf 
Bundesebene mit Zuständigkeit des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements bear-
beitet. Die Beantwortung des Postulats Schinzel ist nachfolgend zur Klärung auf Bundesebene 
vorgesehen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 16.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2019/615 Finanzierungsklarheit KITAplus 
Postulat, Miriam Locher, 
vom 26.09.2019 

Die Beantwortung dieses Postulats erfolgt im Rahmen des unter der Federführung der SID 
initialisierten VAGS-Projekts «Weiterentwicklung der familien- und schulergänzenden Betreu-
ung sowie des Angebots an Tagesschulen». 

Der Bericht zur Postulats-Beantwortung soll zur weiteren inhaltlichen Bearbeitung ins Teilpro-
jekt 1 (Revision FEB-Gesetz) einfliessen und im Rahmen des Projekts dem Landrat vorgelegt 
werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 13.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/067 Frühförderung von verhaltensauffälligen 
Kindern mit sozialem und emotionalem 
Förderbedarf 
Postulat, Caroline Mall, vom 30.01.2020 

Wie im Beschluss des Landrats vom 11. Februar 2021 festgehalten wurde, ist die Beantwor-
tung des Postulats an die Evaluation des Konzepts Frühe Förderung des Kantons BL gebun-
den. Der Evaluationsbericht wurde im September 2023 mittels Medienmitteilung der BKSD 
kommuniziert. Die Beantwortung des Postulats soll dem Landrat im Q2 2024 überwiesen 
werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 11.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/112 Bedarfsgerechte flächendeckende Ein-
führung von Tagesschulen 
Postulat, Béatrix von Sury d'Aspremont, 
vom 13.02.2020 

Die Beantwortung dieses Postulats erfolgt im Rahmen des unter der Federführung der SID 
initialisierten VAGS-Projekts «Weiterentwicklung der familien- und schulergänzenden Betreu-
ung sowie des Angebots an Tagesschulen». 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 11.02.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2020/453 Sekundarschulbauten fit für die Zukunft 
Postulat, Jan Kirchmayr, 

Die Beantwortung dieses Postulats erfolgt im Rahmen des unter der Federführung der SID 
initialisierten VAGS-Projekts «Weiterentwicklung der familien- und schulergänzenden Betreu-

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=dd572b087df54a11a80a9b60fde200ca
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=dd572b087df54a11a80a9b60fde200ca
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=dd572b087df54a11a80a9b60fde200ca
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=3dadc5f07a124d0fa2943458c83744b4
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b4984e17abf045df859b9c774acf14f2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b4984e17abf045df859b9c774acf14f2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b4984e17abf045df859b9c774acf14f2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=1891a46931c44cb387de22d9b1e2eb9c
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20224407
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20224407
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=f14ed8044b8540f5bd8fb5f985fa6d75
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09aa6013119f4fe0bf9404fd916851b0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=de41e6f36e0249a59c9c9b8c1c56a0a2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=de41e6f36e0249a59c9c9b8c1c56a0a2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=de41e6f36e0249a59c9c9b8c1c56a0a2
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=77a0f19809cc4b6c8191e950de955ce3
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/regierungsrat/medienmitteilungen/bessere-startchancen-fuer-baselbieter-kinder
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=25811eb990884eac93fbf05f187cc5e3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=25811eb990884eac93fbf05f187cc5e3
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8ce9433ddd5f4441acc442a5003082e0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=2c1e5c59059848eab9bd7d1f65f3e328
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
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vom 10.09.2020 ung sowie des Angebots an Tagesschulen». 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 10.06.2024. 

2020/577 Feedback zu Kundenkontakt in der 
Verwaltung 
Postulat, Martin Dätwyler, 
vom 05.11.2020 

Das Feedback der Kunden der öffentlichen Verwaltung kann mit zunehmender Digitalisierung 
besser und effizienter eingeholt werden. Im Rahmen der laufenden Umsetzung von BL digital+ 
werden Möglichkeiten und Lösungsansätze für ein effizientes Kundenfeedback geprüft und in 
der Postulatsbeantwortung über die Ergebnisse berichtet. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 04.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/332 Vision Volksschule 2030+ 
Postulat, Béatrix von Sury d'Aspremont, 
vom 20.05.2021 

Die BKSD plant, eine Arbeitsgruppe mit Vertretungen aller Akteure zur Erarbeitung der Vision 
Volksschule 2030+ einzusetzen. Auch die Fraktionen des Landrats sollen miteinbezogen 
werden. Die konzeptionellen Arbeiten werden im 1. Quartal 24 in Angriff genommen. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/376 Variantenfächer für Trägerschaftsmodell 
der Primarstufe und Musikschule aus-
weiten 
Postulat,  Die Mitte/GLP-Fraktion, 
vom 03.06.2021 

Das Postulat wird im Rahmen des VAGS Projekts Trägerschaft Primarschulen beantwortet. 
Die Federführung liegt bei der FKD; die BKSD begleitet das Projekt eng. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/457 Promotionssystem der Sekundarschulen 
muss verbessert werden 
Postulat, Regina Werthmüller, 
vom 24.06.2021 

Die Beantwortung dieses Postulats erfolgt im Rahmen des Projekts «Überarbeitung VO Lauf-
bahn». Die Vorlage wird dem Landrat im Q2 2024 zugeleitet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/591 Notfallkits an Baselbieter Schulen 
Postulat, Miriam Locher, 
vom 16.09.2021 

Das Postulat ist in Bearbeitung. Die Vorlage wird dem Landrat im ersten Halbjahr 2024 zuge-
leitet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 01.09.2024. 

Zum Postulat 2021/591 wurde 
zwischenzeitlich mit Landratsvor-
lage vom 09.04.2024 berichtet. 

2021/615 Heutiges Promotionsmodell an den 
Sekundarschulen weist deutliche 
Schwächen auf 
Postulat, Anita Biedert, vom 30.09.2021 

Das Postulat ist in Bearbeitung. Die Beantwortung erfolgt im Rahmen des Projekts «Überar-
beitung VO Laufbahn». Die Vorlage wird dem Landrat im Q2 2024 zugeleitet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 03.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/624 Überarbeitung Laufbahnverordnung für 
die Niveaus E und P der Sek1 
Postulat, Jan Kirchmayr, 
vom 30.09.2021 

Das Postulat ist in Bearbeitung. Die Beantwortung erfolgt im Rahmen des Projekts «Überar-
beitung VO Laufbahn». Die Vorlage wird dem Landrat im Q2 2024 zugeleitet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 03.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/755 Mit Berufsmatur an die Pädagogische 
Hochschule? 
Postulat, Patricia Doka-Bräutigam, 
vom 15.12.2021 

Die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion (BKSD) hat das Anliegen des Postulats dem Regie-
rungsausschuss Bildungsraumes Nordwestschweiz (RRA) vorgelegt. Der RRA ist das oberste 
Gremium im Bildungsraum Nordwestschweiz und übt eine Aufsichts- und Steuerungsfunktion 
über die FHNW und somit auch über die PH FHNW aus. Der RRA hat beschlossen, im Jahr 
2024 im Rahmen einer Klausur das weitere Vorgehen festzulegen. Die BKSD wird das Postu-
lat anschliessend in einer Sammelvorlage mit anderen Vorstössen zum gleichen Thema be-
antworten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 03.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3d6e5be382e04cd0a5b2a1760fa01699
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=3d6e5be382e04cd0a5b2a1760fa01699
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=53fe8a1664ba4913be655ad689656227
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=7b367882e89d4266b6031142b2dd8295
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=8ce9433ddd5f4441acc442a5003082e0
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8e5bb58277c54ede8718aba31a4a286c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8e5bb58277c54ede8718aba31a4a286c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=8e5bb58277c54ede8718aba31a4a286c
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=407e4245a3104ad689c423ded014af03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=407e4245a3104ad689c423ded014af03
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=2574063d0cc74ecd9953b54a3896125b
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=9d693d685bd3444d8387769058d9fd30
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09aa6013119f4fe0bf9404fd916851b0
https://baselland.talus.ch/de/dokumente/geschaeft/e738e25c15604fb5a841062689e62426-332
https://baselland.talus.ch/de/dokumente/geschaeft/e738e25c15604fb5a841062689e62426-332
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b04bbd7f04d44dc58cfb6d356ed314cb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b04bbd7f04d44dc58cfb6d356ed314cb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b04bbd7f04d44dc58cfb6d356ed314cb
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=0c923a4caaab46208a1ca2eed4df7c11
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1f6003c78d694f09b2620250a4f04ff7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=1f6003c78d694f09b2620250a4f04ff7
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=c3c5ac2517514164a6f984105f102d28
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b85a18aac3aa414e88caa56075951db8
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=b85a18aac3aa414e88caa56075951db8
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=b1d3581eeca749feb0f678a9fe620704
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2021/763 Schaffung gesetzlicher Grundlagen für 
die Finanzierung logopädischer Thera-
pien ausserhalb der Wohngemeinde 
Postulat, Miriam Locher, 
vom 16.12.2021 

Das Postulat zielt auf die Finanzierung von Leistungen der intensiven Frühintervention (IFI) für 
autismusbetroffene Kinder im Rahmen des Pilotversuchs der Invalidenversicherung «Intensive 
Frühintervention bei Kindern mit frühkindlichem Autismus». Der Schlussbericht der Phase 3 
des Pilotversuchs, in welchem unter anderem die möglichen Finanzierungsmodelle sowie die 
Empfehlungen zur Kostentragung beschrieben werden, wurde 2022 veröffentlicht. Auf dieser 
Grundlage werden Verhandlungen zwischen dem Bund und der Erziehungsdirektorenkonfe-
renz als Vertretung der Kantone geführt. Der Bund hat eine Änderung des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung (lVG) in Vernehmlassung geschickt. Die Auswertung der Ver-
nehmlassung zur Verankerung der Ausrichtung von Fallpauschalen der Invalidenversicherung 
(lV) zur Übernahme von Kosten für medizinische Massnahmen im Rahmen der intensiven 
Frühintervention bei frühkindlichem Autismus (lFl) im lVG sollen abgewartet werden. Auf Basis 
der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen Bund und Kantonen wird der Kanton Basel-
Landschaft prüfen, welche Kosten er zukünftig bei IFI-Leistungen tragen bzw. wie zukünftig 
insbesondere auch die Logopädie im Rahmen des IFI-Settings für Kinder aus Basel-
Landschaft finanziert werden soll.  

Das Pilotprojekt der Invalidenversicherung läuft bis Ende 2026, bis dahin müssen Bund und 
Kantone eine Regelung zur Finanzierung des IFI-Settings erarbeiten und die entsprechenden 
gesetzlichen Grundlagen entsprechend anpassen oder erarbeiten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 03.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/049 SAL-Tools bei Bedarf 
Postulat, Béatrix von Sury d'Aspremont, 
vom 27.01.2022 

In einem Entwurf für eine Landratsvorlage zum Thema «IT-Services für kommunale Schulen», 
welche im Sommer/Herbst 2022 in Vernehmlassung war, wurden die Vorschläge des Postu-
lats aufgenommen. Aktuell erfolgt die Überarbeitung der Landratsvorlage. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 17.11.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2022/176 Stärkung der Durchlässigkeit und mehr 
Planungssicherheit für die Sekundarstu-
fe I durch Anpassen der Laufbahnver-
ordnung 
Postulat, Ursula Wyss, vom 24.03.2022 

Das Postulat ist in Bearbeitung. Die Beantwortung erfolgt im Rahmen des Projekts «Überar-
beitung VO Laufbahn». Die Vorlage wird dem Landrat im Q2 2024 zugeleitet werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 01.12.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

 Motionen 

Nummer Titel / Motionär/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2019/466 Anpassung der Zulassungsbedingungen 
für Sek II-Abgänger mit Berufsmatur an 
die PH für Studiengänge Kindergarten-
/Unterstufe und Primarstufe 
Motion, Caroline Mall, vom 27.06.2019 

Die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion (BKSD) hat das Anliegen der Motion dem Regie-
rungsausschuss des Bildungsraumes Nordwestschweiz (RRA) vorgelegt. Der RRA ist das 
oberste Gremium im Bildungsraum Nordwestschweiz und übt eine Aufsichts- und Steuerungs-
funktion über die FHNW und somit auch über die PH FHNW aus. Der RRA hat beschlossen, 
im Jahr 2024 im Rahmen einer Klausur das weitere Vorgehen festzulegen. Die BKSD wird die 
Motion anschliessend in einer Sammelvorlage mit anderen Vorstössen zum gleichen Thema 
beantworten. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 26.09.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=7715988bc26a4ef695f4b2ec450b5e5b
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https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09aa6013119f4fe0bf9404fd916851b0
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https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=593cf12ad2554d4d9bd4911673fca1da
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3.6. Landeskanzlei / Kantonsgericht / Geschäftsleitung des Landrats 

 Postulate 

Nummer Titel / Postulant/in Begründung / Antrag Beurteilung / Antrag GPK 

2021/264 E-Collecting 
Postulat, Tania Cucè, vom 22.04.2021 

Auf Grundlage der seit Ende September 2023 vorliegenden Studie zum Thema E-Collecting, 
welche im November 2022 von der Landeskanzlei in Auftrag gegeben wurde, wird nun die 
Antwort auf das Postulat erarbeitet. Der ursprünglich auf das 4. Quartal 2023 angekündigte 
Postulatsbericht des Bundes zum Thema «Elektronisches Sammeln von Unterschriften für 
Initiativen und Referenden», mit welchem ein Abgleich angestrebt wird, wird vom Bundesrat 
voraussichtlich erst im 2. Quartal 2024 behandelt. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 19.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/334 Einführung eines E-Collecting-Systems 
auf kantonaler Ebene 
Postulat,  FDP-Fraktion, 
vom 20.05.2021 

Siehe Begründung zu Postulat 2021/264. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 19.05.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

2021/410 Behindertengleichstellung leben - De-
mokratie stärken 
Postulat, Miriam Locher, 
vom 10.06.2021 

Mit dem Postulat 21.3296 Carobbio wurde der Bundesrat beauftragt, einen Bericht zur politi-
schen Teilhabe von Schweizerinnen und Schweizern mit einer geistigen Behinderung vorzule-
gen. Dieser Bericht wurde vom Bundesrat Ende Oktober 2023 beschlossen und dem Parla-
ment überwiesen. Die Vorlage zum Postulat «Behindertengleichstellung leben – Demokratie 
stärken» wird nun auf der Basis dieses Berichts zeitnah erstellt werden. 

Der Regierungsrat beantragt Fristverlängerung um ein Jahr bis 02.06.2024. 

Die Frist sei gemäss Antrag des 
Regierungsrats zu verlängern. 

 Motionen 

Keine 

4. Anträge 

Die Geschäftsprüfungskommission beantragt dem Landrat einstimmig mit 13:0 Stimmen: 

1. die von ihr unter Ziffer 2 zur Abschreibung empfohlenen Vorstösse abzuschreiben, 

2. von den Begründungen zu den in Ziffer 3 aufgeführten Aufträgen Kenntnis zu nehmen und die Frist zu deren Erfüllung um ein Jahr ab Fälligkeit 
des Vorstosses zu verlängern. 

2. Mai 2024 

Geschäftsprüfungskommission 

Hannes Hänggi, Präsident 

https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=5afe4509bc854ea6b270f681d6630056
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=2389a4bfb24f4d169f91249d11716f70
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4627c652de2b4d6eacbab31383980e98
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=4627c652de2b4d6eacbab31383980e98
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=499ac18857fe4e42bb0c979347cb60bf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/geschaeft.php?gid=499ac18857fe4e42bb0c979347cb60bf
https://baselland.talus.ch/de/politik/cdws/person.php?gid=09aa6013119f4fe0bf9404fd916851b0
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